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Sehr geehrte Damen und Herren,

liebe Mitglieder,

Mehrsprachigkeit ist in einer zu-

sammenwachsenden Welt unab-

dingbar. Auch wenn sich einige 

Globalisierungsgegner gegen Zu-

sammenwachsen stemmen. Of-

fenbar gehört auch die bayerische 

Staatsregierung dazu. Während 

andere Bundesländer die Sache in 

Angriff genommen haben, gibt es 

in Bayern allein Privatinitiativen, 

die bedingt durch das staatliche 

Bildungsmonopol nur hochprei-

sig angeboten werden können. 

Mehrsprachigkeit bedeutet mehr 

als Fremdsprachenkenntnisse. Es 

bedeutet, dass mindestens eine 

weitere Sprache in muttersprach-

licher Qualität verstanden und ge-

sprochen wird.

Noch-Ministerpräsident Edmund 

Stoiber rührt derweil die Werbe-

trommel für seine Herdprämie. Die 

Regierungspartei klebt an ihren 

alten Rollenvorstellungen fest und 

würde das Rad gerne zurückdre-

hen. Wer nicht bereit ist Kindern 

Entwicklungsmöglichkeiten außer-

halb der Familie anzubieten, der 

denkt natürlich über Mehrspra-

chigkeit gar nicht erst nach.

Auch beim Thema Breitband muss 

die Regierung zum Jagen getragen 

werden. DSL ist auch für das kleins-

te Dorf zu einem Standortfaktor 

geworden. Besonders in Bayern 

gibt es häu�g nur DSL light oder 

gar keinen Anschluss. Mit Mühe 

haben die Industrie- und Handels-

kammern aber auch viele Bürger-

proteste die Regierung zu einem 

Aktionsbündnis getrieben. Aber 

viel mehr als der Wunsch nach 

einem besseren Informations�uss 

ist dabei nicht herausgekommen. 

Und deshalb wird auch für die Bür-

ger und Unternehmen in Bayern 

nicht viel herauskommen. Bis in 

der Staatsregierung die Erkenntnis 

reift, dass Information ohne die 

Kabel zuwenig ist, werden einige 

Jahre vergehen. Zulange für man-

chen Bürger, zulange für manchen 

Arbeitsplatz.

Stattdessen p�egt die Staatsregie-

rung und ihre verantwortlichen 

Minister das alte Steckenpferd 

�Sicherheit�. Die rechtsstaatliche 

Grundregel, dass jeder solange 

unbehelligt von staatlicher �Für-

sorge� ist, solange kein konkreter 

Verdacht besteht, ist längst ausge-

hebelt. Heute gilt, dass jeder vorab 

kontrolliert und überwacht wird. 

Die Strauß-Stoiber-Connection hat 

da jahrelange Erfahrung und �eißig 

Geheimdossiers in der Staatskanz-

lei angelegt. Ich bin gespannt, wer 

diese Akten weiter p�egen darf. 

Vernichtet werden Daten ja nur, 

wenn, wie bei Murat Kurnaz, �ver-

sehentlich� die Technik versagt.

Bayern: Konservativ = hintendran?

Wie die bayerische Staatsregierung die Zukunft verschläft.
Ein Kommentar von Ulrich Bode.

Ulrich Bode

Ulrich Bode ist selbständiger Di-

plom-Informatiker, Kreisrat im 

Kreistag Fürstenfeldbruck und 

Referent für IT und neue Medi-

en des Kreistags. Seit 2002 ist er 

Landesvorsitzender der Vereini-

gung Liberaler Kommunalpoliti-

ker in Bayern (VLK).

Ulrich Bode, Vorsitzender der Vereinigung 
Liberaler Kommunalpolitiker in Bayern
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Kommunale Familienpolitik

Zusammenfassung des Vortrags von Miriam Gruß, MdB, auf der Mitgliederver-
sammlung der VLK am 7. Juli 2007 in Ingolstadt.

�Deutschland muss kinderfreund-

licher werden!� hallt es an jeder 

Ecke. Und: �Im Kleinen muss es 

beginnen.� Im �Kleinen�, damit 

sind oft die Kommunen gemeint. 

Bei der Frage nach konkreter Fa-

milienpolitik schauen in der Regel 

alle auf die Bundespolitik. Richten 

sollen es jedoch die Kommunen. 

Andererseits lastet ihnen immer 

mehr das �Umsetzer-Image� an, 

nicht das des Gestalters. Sie �ma-

chen� Familienpolitik, aber nicht 

�of�ziell�. Aber: Kommunen sind 

Prioritätensetzer! Und das ist Ihre 

Chance! Es gilt, den goldenen 

Mittelweg zwischen �nanzieller 

Förderung und bedarfsgerechter 

Infrastruktur zu �nden.

Am Anfang muss immer eine Situ-

ationsanalyse vor Ort stehen, denn 

die regionalen Bedingungen sind 

sehr unterschiedlich und können 

erheblich variieren. Generalisieren-

de Aussagen sind kaum möglich. 

Die Kinderbetreuungssituation ist 

zum Beispiel in Ostdeutschland 

hervorragend, in Westdeutschland 

lässt sie mehr als zu wünschen üb-

rig. Pauschale Handlungsempfeh-

lung für die Kommunen kann es 

also nicht geben.

Der demographische Wandel stellt 

uns vor neue Herausforderungen. 

Mit einer Geburtenrate von 1,3 

Kindern pro Frau reproduzieren 

wir uns noch nicht einmal selbst. In 

Deutschland wird sich das zahlen-

mäßige Verhältnis zwischen älteren 

und jüngeren Menschen deshalb 

in den nächsten Jahrzehnten er-

heblich verschieben: Im Jahr 2050 

wird � nach der neuesten Bevölke-

rungsvorausberechnung des Statis-

tischen Bundesamtes � die Hälfte 

der Bevölkerung älter als 48 Jahre 

und ein Drittel 60 Jahre oder älter 

sein. 

Auch die Einwohnerzahl in  

Deutschland wird � selbst bei den 

angenommenen Zuwanderungs-

salden aus dem Ausland � lang-

fristig abnehmen. Derzeit hat 

Deutschland rund 82,5 Millionen 

Einwohner. Nach der Prognose 

wird die Bevölkerungszahl zurück-

gehen und bis zum Jahr 2050 auf 

das Niveau des Jahres 1963 sinken: 

auf etwa 75 Millionen Einwohner. 

Dies wird für unsere Gesellschaft 

enorme Probleme bringen, wenn 

wir uns nicht darauf vorbereiten. 

Die sozialen Sicherungssysteme 

sind für eine solche Entwicklung 

nicht ausgerichtet. Auch unsere 

städtischen Infrastrukturen müssen 

sich anpassen. Der Arbeitsmarkt 

akzeptiert derzeit nur junge, er-

folgreiche Arbeitskräfte. Die wer-

den aber bald den Markt nicht 

mehr bedienen können. 

Langfristig kann kommunale Fa-

milienpolitik also nur erfolgreich 

sein, wenn sie die Lebensbedin-

gungen der Familien über die ge-

samte Dauer des Familienzyklus 

fördert. Deshalb sind betriebliche 

Familienpolitik, die Schaffung von 

Ausbildungs- und Arbeitsplätzen 

für die folgende Generation auch 

entscheidende Faktoren und letzt-

endlich Erfolgsbedingungen für die 

kommunale Familienpolitik.

Ziel muss es sein, Abwanderung 

von vorneherein zu minimieren. Die 

Zukunftsfähigkeit vieler Gemein-

den wird davon abhängen, inwie-

weit es gelingt, junge Menschen 

und Familien vor Ort zu halten und 

neue hinzu zu gewinnen sowie alte 

Menschen in die Gemeinschaft zu 

integrieren. In Gemeinden, Städ-

ten, Stadtbezirken und Wohnge-

bieten muss neben einer guten 

Wirtschaftspolitik auch eine Infra-

struktur gewährleistet sein, um 

die Familien bei der Erfüllung ihrer 

familienbezogenen Aufgaben zu 

unterstützen.

Folgende Punkte gehören zu einem 

Reservoir, das Kommunen und Ge-

meinden ihren Familien anbieten 

können: 
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� Programme zur Förderung von El-

ternbildung, möglichst schon wäh-

rend der Schwangerschaft oder in 

einem möglichst frühen Stadium 

von Elternschaft.

� Quantitative und qualitative Ver-

besserung der Tagesbetreuung für 

Kinder unter 3 Jahren. Wer in ei-

ner Region einen Arbeitsplatz �n-

det und gleichzeitig Kinder haben 

möchte, muss sicher sein können, 

dass diese gute aufgehoben und 

betreut sind.

� Dazu gehört die Förderung pri-

vatinitiativer Kinderbetreuungs-

alternativen sowie die Förderung 

betrieblicher Kinderbetreuung und 

familienfreundlicher Arbeitszeitre-

gelungen.

� Ebenso brauchen wir eine kon-

zeptionelle und strukturelle Ver-

besserung der Tagesbetreuung für 

Kinder zwischen 3 und 6 Jahren. 

Dabei muss insbesondere darauf 

hingearbeitet werden, dass der 

Übergang zur Grundschule mög-

lichst reibungslos verläuft. Daher 

spielen gerade Integrationsge-

sichtspunkte und Sprachstandser-

hebungen hier eine große Rolle.

� Förderung von Familientätigkeit 

von Männern/Vätern. Männer dür-

fen sich im Job nicht dafür recht-

fertigen müssen, dass sie Familien-

zeit nehmen. Familienzeit muss im 

Gegenteil als eine Phase der per-

sönlichen Bereicherung angesehen 

werden, sowohl innerhalb der Ge-

sellschaft als auch im Kollegium.

� Soziale Frühwarnsysteme müssen 

implementiert und ausgebaut wer-

den. Damit kein Kind vernachläs-

sigt wird oder verwahrlost, bedarf 

es mehr als einer aufmerksamen 

Nachbarschaft. Alle am Aufwach-

sen eines Kindes beteiligten Per-

sonen und Institutionen müssen 

zusammenarbeiten.

� Offensivere Informationspolitik 

für Familien zum Beispiel durch 

Elternbriefe oder Elternkurse. Wer 

Fragen oder Probleme hat, soll sich 

dafür nicht schämen müssen, son-

dern muss wissen, woher er Hilfe 

bekommt.

� Bürgerbeteiligung an der Gestal-

tung von Stadt als Lebenswelt von 

Kindern und Familien.

� Durch Jugendparlamente oder 

Jugendwahlen können wir auch 

die jungen Leute in den Gemein-

den für Politik und Engagement 

begeistern.

� Auch eine Kinderkommission auf 

kommunaler Ebene, die die Stadt-

entwicklung durch Kinderaugen 

betrachtet und bewertet, ist eine 

Idee.

� Einführung eines Familienpasses, 

Die wichtigsten Bereiche kommunaler Familienpolitik

Bau- und Wohnungsplanung, z.B. Baulandvergabe gezielt an Familien, Mehr-Generationen-Wohnen, Ver-

hinderung von �Ghettoisierung�

Betreuung von Kindern, z.B. Krippen und Kindergärten, Schulen, Hausaufgabenbetreuung, Schülermittags-

tisch

Spielen und Freizeit, z.B. Spielplätze, Gestaltung von Plätzen, Ferienprogramme

Verkehrswesen, z.B. Schulwegeplan, Verkehrsberuhigung, Kinderstadtplan, Spielstraßen

Familienberatung und Familienbildung, z.B. Informationsbroschüren, Volkshochschulen, Elternbriefe, Kurse, 

Seminare

wirtschaftliche/ �nanzielle Angebote für Familien, z.B. Familienpass, Hilfe in Notfällen, familiengerechte Staf-

felung von Gebühren

Verwaltung und Politik, z.B. Spielecke im Rathaus, Betreuung an Brückentagen oder in den Ferien

Angebote für Seniorinnen und Senioren und p�egebedürftige Personen und ihre Angehörigen, z.B. Be-

treutes Wohnen, ambulante Dienste, Begegnungsstätten

Bildung und Kultur, z.B. Kinder- und Jugendbibliothek, Musikschule, Kinderkulturfest

Treffpunkte für Familien, z.B. Familienzentrum, FamiliencafØ, Spielgruppe
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mit dem man Vergünstigungen in 

gemeindlichen Einrichtungen er-

hält (Schwimmbad, Freizeitange-

bote etc�).

� Auch das Engagement vieler 

Gemeinden in der Seniorenarbeit 

muss vergrößert werden. Senioren-

serviceeinrichtungen, Unterstüt-

zung beim �Wohnen zu Hause� 

und die Einbindung der Senioren in 

generationsübergreifender Nach-

barschaftshilfe stehen auf dem 

Maßnahmekatalog ganz oben. 

� Zusammenhalt in der Nach-

barschaft kann man zwar nicht 

verordnen, aber man kann für 

ein positives Klima und gut funk-

tionierenden Netzwerke sorgen. 

Auch dies sind Standortfaktoren, 

die künftig noch viel deutlicher he-

rausgestellt werden müssen.

Für die FDP hat der Ausbau der 

Infrastruktur Vorrang vor dem 

Ausbau von Transferleistun-

gen. 

Die FDP-Bundestagsfraktion hat 

Ende März als erste Fraktion im 

Deutschen Bundestag ein Finan-

zierungskonzept zum Ausbau der 

Kinderbetreuung vorgelegt. Wir 

machen Eltern und Kindern drei 

konkrete Angebote:

1. Die FDP-Bundestagsfraktion 

setzt nicht nur auf staatliche Be-

treuungseinrichtungen, sondern 

auch auf privat-gewerbliche In-

itiativen wie Elterngruppen oder 

Betriebskindergärten. Bürokra-

tische Hürden müssen abgebaut 

werden, ohne dabei an der Quali-

tät zu sparen. So ist wohnortnahe 

und bedarfsgerechte Betreuung 

möglich.

2. Subjektförderung geht bei uns 

vor Objektförderung! Mit einem 

Bildungsgutschein werden Kinder 

individuell gefördert und nicht Leis-

tungen mit der Gießkanne verteilt. 

Das heißt die Förderung kommt 

auch wirklich dort an, wo sie be-

nötigt wird: beim Kind.

3. Wir wollen den Ausbau nicht 

erst ab 2013, sondern bereits bis 

Ende 2008 vollziehen. Wir signa-

lisieren damit den (werdenden) 

Eltern, dass wir schon jetzt ausrei-

chend Betreuungsplätze zur Ver-

fügung stellen wollen, nicht erst, 

wenn ihre Kinder schon zur Schule 

gehen.

Leistungen für Familien müssen 

außerdem in einer Familienkasse 

gebündelt werden. Nur wenn wir 

den Eltern als Dienstleister gegen-

über stehen und ihnen Hürden 

aus dem Weg räumen, helfen wir 

ihnen, eine Familiengründung zu 

erleichtern. 

Dazu gehört natürlich ein bedarfs-

gerechtes und �exibles Betreu-

ungsangebot für Kinder. Zu einer 

Qualitätsoffensive gehören zudem 

pädagogische Konzepte, die Fort-

bildung der Erzieherinnen und Er-

zieher und eine regelmäßige Eva-

luation. 

Unser Ziel muss es sein, die Be-

dürfnisse und Ansprüche aller 

Mitglieder einer Familie, also von 

Kindern, Eltern und Großeltern in 

Einklang gebracht werden. Denn 

elementarer Bestandteil einer libe-

ralen Familienpolitik ist die Wert-

schätzung der Qualitäten jedes 

Einzelnen innerhalb der Gemein-

schaft. Sowohl Kinder als auch 

die ältere Generation können sich 

in die Familienarbeit einbringen, 

können füreinander einstehen und 

müssen deshalb als Chance für die 

Familie begriffen werden. 

Denn Familie ist eine Team-Aufga-

be � für die Familien, für die Gesell-

schaft und für die Politik!
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Mehrsprachigkeit ist immer mehr 

eine Notwendigkeit für beru�ichen 

Erfolg in einem zusammenwach-

senden Europa und globalisierten 

Wirtschafts- und Gesellschafts-

strukturen. Insbesondere die eng-

lische Sprache ist zum Bindeglied 

der internationalen Gemeinschaft 

geworden. Immer häu�ger wird 

Englisch in der Qualität einer Mut-

tersprache nicht nur zur Vorausset-

zung für eine Führungsaufgabe, 

sondern für eine Arbeitsstelle an 

sich. Klassisches Schulenglisch ge-

nügt nicht mehr.

Mehrsprachigkeit sichert 

den Standort Bayern

Deutschland gehört zu den füh-

renden Exportnationen der Welt. 

Die Unternehmen in Deutschland 

stellen deshalb zunehmend die Un-

ternehmenssprache von Deutsch 

auf Englisch um. Für die Kinder, 

die heute zur Schule gehen, wird 

Englisch die Hauptsprache in ihrem 

Beruf sein. Wir kommen an der 

Tatsache nicht vorbei, dass wir die 

Sprachförderung in Kindergärten 

und Schulen auf neue Füße stellen 

müssen. Es ist für diesen Standort 

Bayern unbedingt notwendig, dass 

Kindergärten und Schulen durch-

gängig den bilingualen Unterricht 

einführen.

Je eher, desto besser

Für den Spracherwerb gibt es eine 

einfache Faustformel: Je eher, des-

to besser. Kinder werden durch 

das Erlernen einer zweiten Sprache 

nicht überfordert. Sie können von 

Geburt an mit mehr als einer Erst-

sprache aufwachsen. Die Fähigkeit, 

mehr als eine Sprache zu erwer-

ben, beruht auf einer natürlichen 

Begabung des Menschen. In vielen 

Regionen der Welt ist Mehrspra-

chigkeit durch die Bevölkerungs-

struktur notwendig und üblich. 

Nach Schätzungen sind deutlich 

mehr als die Hälfte der Weltbevöl-

kerung mehrsprachig.

Der Ministerpräsident des Landes 

Baden-Württemberg, Günther H. 

Oettinger, forderte 2006: �Mehr-

sprachigkeit ist ein Mehrwert für 

ein Land, für seine soziale Kompe-

tenz, seine ökonomische Kompe-

tenz und seine Welt-Integration. 

Deshalb ist frühe Sprachförderung 

eine große Chance. Dank der kind-

lichen Begabung und Neugier ist 

frühkindliche Bildung möglich, 

und hier gehört Sprache in den 

Mittelpunkt.� Auf dem Gipfel des 

Europäischen Rates in Barcelona 

im März 2002 forderten die Staats- 

und Regierungschefs, dass mindes-

tens zwei Fremdsprachen ab dem 

frühen Kindesalter unterrichtet 

werden sollen.

Immersionslernen

Als bewährtes und leistungsfähiges 

Verfahren für die gezielte Förde-

rung von Mehrsprachigkeit hat sich 

das so genannte Immersionslernen 

herausgebildet. In den Schulen 

wird der gesamte Unterricht - also 

nicht nur der Sprachunterricht! - 

zu etwa der Hälfte in der Fremd-

sprache gehalten. So wird aus der 

Fremdsprache die zweite Mutter-

sprache. Auch im Kindergarten soll 

wenigstens eine fremdsprachliche 

Kraft ausschließlich in der zweiten 

Sprache mit den Kindern kommu-

nizieren. Auf diese Weise erlernen 

die Kinder die Sprache intuitiv und 

Mehrsprachigkeit

Zusammenfassung des Vortrags von Ulrich Bode auf der Mitgliederversamm-
lung der VLK am 7. Juli 2007 in Ingolstadt.

Ulrich Bode, Vorsitzender der Vereinigung 
Liberaler Kommunalpolitiker in Bayern
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ohne Druck. Sie lernen nicht die 

Fremdsprache, sondern sie lernen 

in einer weiteren Sprache.

Vorteil für 

lernschwache Kinder

Auch bildungsschwache Kinder 

und Migrantenkinder werden nicht 

überfordert. Kinder lernen im Alter 

von 2 bis 8 Jahren Sprachen ohne 

Mühe als Teil der natürlichen Ent-

wicklung. Erst danach ist die Qua-

lität des Fremdsprachenlernens im 

starken Maße vom Intellekt abhän-

gig. Schwächeren Kindern hilft ein 

frühes Sprachenlernen noch mehr, 

als lernstarken Kindern. Kinder 

können bis zu vier Sprachen ohne 

Probleme lernen.

Entlastung für Kinder, 

Eltern und Schulen

Die hohen Schulanforderungen 

sind zu einem erheblichen Maße 

durch Vokabel- und Grammatik-

training in den Fremdsprachen be-

dingt. Eine erhebliche Last würde 

von den Schulen genommen, wenn 

die Kinder bereits Englisch auf Abi-

turniveau sprechen könnten, wenn 

sie von der Grundschule in die wei-

terführenden Schulen wechseln. 

Zudem ist es dann akzentfrei. 

Nutzen für Migranten

Bei Migrantenkindern konnte fest-

gestellt werden, dass sich durch 

eine dritte Sprache der Kon�ikt 

zwischen Mutter- und Landes-

sprache entschärft. Diese Kinder 

übertragen darüber hinaus die Fä-

higkeiten, die sie beim Erwerb der 

dritten Sprache erlernen, auch auf 

die Landessprache. Die Leistungen 

in der Landessprache verbessern 

sich dadurch.

Keine Halbherzigkeiten

Notwendig ist es aber, dass der 

Erwerb der zweiten Sprache nicht 

halbherzig erfolgt. Mindestens die 

Hälfte des Unterrichts muss in der 

zweiten Sprache abgehalten wer-

den. Dies muss über eine Dauer 

von mindestens 6 Jahren konti-

nuierlich erfolgen. Dies ist die Zeit 

von Kindergarten bis zum Ende der 

Grundschule. Die Lehrinhalte müs-

sen möglichst vielfältig sein. Sie 

dürfen sich nicht auf wenige Sach-

verhalte beschränken. 

Bewährt hat sich z.B. die Methode 

ein Fach ein halbes Jahr in der ei-

nen Sprache zu unterrichten, das 

nächste halbe Jahr in der anderen 

Sprache. Die Mehrkosten wären 

relativ niedrig. Entscheidend ist 

eine andere Personalbildung und 

�auswahl und natürlich ein ande-

res Lehr- und Lernkonzept.

Wissenschaftlich konnte nachge-

wiesen werden, dass das Sprach-

lernen durch Immersion

� weit erfolgreicher ist als durch 

lehrgangsorientiertes Lernen,

� die Muttersprache nicht leidet, 

sondern eher noch pro�tiert,

� das Sachwissen sich oft noch 

besser entwickelt und

� die kognitive Entwicklung der 

Kinder langfristig gefördert wird.

Bayerische 

Staatsregierung schläft

Während Baden-Württemberg und 

Rheinland-Pfalz die Mehrsprachig-

keit aktiv angehen, ist es in Bayern 

auf private Initiativen, die meist 

hohe Beiträge der Eltern verlangen 

müssen, beschränkt.

Die ostdeutschen Bundesländer 

nutzen laut Focus online die bi-

lingualen Schulen ganz bewusst 

als Standortförderung, um junge 

Eltern anzuziehen und in der Re-

gion zu halten. Bis 2007 sollen in 

jedem Bundesland entsprechende 

Einrichtungen entstehen.

 

Englisch muss als zweite Mutter-

sprache etabliert werden. In Grenz-

regionen kann dies natürlich auch 

eine andere Sprache sein. Dazu 

muss Mehrsprachigkeit im Sinne 

des Immersionslernens vom Kin-

dergarten bis zu den weiterführen-

den Schulen durchgängig und �ä-

chendeckend organisiert werden.

Links

http://www.gi�l.de

http://www.fmks-online.de

http://europa.eu/languages

http://www.sagmalwas-bw.de

http://www.hh.schule.de/mer/

http://schule-gartenstadt.ham-

burg.de/index.php/art icle/de-

tail/2542

http://www.lerchennest.de

http://www.welt.de/politik/arti-

cle1006986/Warum_Kinder_frh_

Englisch_lernen_sollten.html

http://focus.msn.de/wissen/schule-

derzukunft/praxis/gi�l/immersive-

learning_aid_18529.html

www.internationalkidscampus.

com

www.kikus-muenchen.de

www.bis-school.com
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Mannheimer Erklärung zur frühen Mehrsprachigkeit � 11 Thesen

1. Die Fähigkeit, mehr als eine Sprache zu erwerben, beruht auf einer natürlichen Begabung des Menschen. 

Mehrsprachigkeit ist eine Chance!

2. Kinder werden durch das Erlernen einer zweiten oder weiteren Sprache nicht überfordert. Sie können von 

Geburt an mit mehr als einer Sprache aufwachsen.

3. Die erfolgreiche Entfaltung von sprachlichen Kompetenzen ist auf günstige Rahmenbedingungen ange-

wiesen. Kinder brauchen ein adäquates zielsprachliches Vorbild. Dies setzt eine entsprechende Quali�kation 

aller am Bildungsprozess Beteiligten voraus.

4. Frühzeitige Begleitung und Unterstützung des Spracherwerbs, Dokumentation und wissenschaftlich fun-

dierte Sprachdiagnostik sind wichtige Voraussetzungen für eine individuelle Förderung.

5. Wir können ein Leben lang neue Sprachen lernen. Am Besten geschieht dies im frühen Kindesalter. Inten-

sive sprachliche Förderung sollte daher möglichst früh beginnen.

6. Alle Sprachen sind es wert, geschätzt und gefördert zu werden. Eltern mit nicht-deutscher Familienspra-

che sind wichtige Partner in Bildungsprozessen. Sie sollen in ihrer Kompetenz gestärkt werden, die Kinder 

in der Erstsprache zu sozialisieren.

7. Auch Kinder mit deutscher Muttersprache pro�tieren vom frühen Kontakt mit weiteren Sprachen und 

Kulturen.

8. Effektive Sprachförderung setzt voraus, dass die Erkenntnisse der Spracherwerbsforschung in die Praxis 

umgesetzt und kontinuierlich wissenschaftsbasiert und praxisnah evaluiert werden.

9. Die sprachliche Kreativität von Kindern ist eine wichtige Ressource, die es zu nutzen und zu fördern gilt. 

Kommunikation mit Kindern macht Spaß!

10. Investitionen in frühe Sprachförderung zahlen sich aus. Die Gesellschaft muss diese Investition leisten.

11. Sprachförderung darf nicht an Fragen der Zuständigkeit scheitern. Wir alle � vor allem Politik, Wissen-

schaft, Tageseinrichtungen für Kinder, Eltern, Schule, Therapeuten � sind gefordert zu handeln und zusam-

menzuarbeiten � im Interesse des Kindes.

Mannheimer Erklärung

Die Mannheimer Erklärung wurde am 6.10.2006 auf dem Kongress �Frühe 
Mehrsprachigkeit: Mythen � Risiken � Chancen� veröffentlicht. Der Kongress 
wurde von der Landesstiftung Baden-Württemberg veranstaltet.

Ausführliche Informationen auf

www.sagmalwas-bw.de

www.landesstiftung-bw.de



10 KLIB August 2007

Schule in der Gemeinde

Zusammenfassung des Vortrags von Siegfried Bauer auf der Mitgliederver-
sammlung der VLK am 7. Juli 2007 in Ingolstadt.

Die Gemeinden in Bayern leisten 

als Sachaufwandsträger einen ent-

scheidenden Beitrag zum Schulwe-

sen in unserem Freistaat. Allerdings 

sind die Mitgestaltungsmöglich-

keiten durch die Gesetzeslage sehr 

eingeschränkt 

Die Trennung von Sachaufwand 

und Personalkosten erweist sich 

als zunehmend reformbedürftig. 

Schule ist heute mehr als nur ein 

Ort der Wissensvermittlung und 

verlangt daher auch andere Rah-

menbedingungen.

Unsere Gesellschaft wird zuneh-

mend von allein erziehenden Eltern 

und von Eltern, die beide einen Be-

ruf ausüben, geprägt. Kinder sind 

durch die Organisation der Halb-

tagsschule am Nachmittag sich 

selbst überlassen. 

Eine zeitgemäße Familien- und So-

zialpolitik bedarf immer mehr der 

Mitarbeit der Schulen. Die Familien 

wollen die eigene Berufstätigkeit 

und ihre Aufgabe der Kinderer-

ziehung besser organisiert wissen! 

Dies verlangt insbesondere die 

Ganztagsschule als Regelschule. 

Nur in ihr können die Bildungs-

aufgaben der Schule mit den Er-

ziehungsaufgaben so verknüpft 

werden, dass für den Schüler die 

Schule nicht nur eine Verwahr- und 

Beaufsichtigungsanstalt ist, son-

dern Lebensraum für den ganzen 

Tag.

Eine solche Schule braucht Freiheit 

von den Vorschriften bis ins letzte 

Detail einer fernen Kultusbehörde! 

Nur die Schule in eigener Verant-

wortung, das bedeutet in der Ver-

antwortung der Gemeinde, kennt 

die Bedürfnisse ihrer Bürger. Die 

Umsetzung neuer Ideen darf z.B. 

nicht an einem Kompetenzstreit 

scheitern! So verhindert die Zustän-

digkeit des Landes für die Lehrer 

der Schule oft die Zusammenarbeit 

mit Sozialarbeitern an der Schule, 

nur weil für sie die Gemeinde zu-

ständig ist und dann oft das Geld 

dafür fehlt.

Diese Schule in eigener Verantwor-

tung entwickelt ihr eigenes Pro�l, 

das zu ihrer Gemeinde passt, sie 

kann sich nach den Wünschen der 

Bürger richten, sie wird sich die 

Lehrer suchen, die zu ihr passen! 

Diese Lehrer müssen dann auch 

nicht mehr Beamte sein und sind 

dann auch sehr viel �exibler ein-

setzbar. Natürlich bewegt sich der 

Unterricht innerhalb der allgemein 

geltenden Bildungsstandards.

Aus der Finanzierung kann der 

Freistaat natürlich nicht entlassen 

werden. Er wird sich durch die Zu-

weisung von Globalhaushalten an 

die Schulen entsprechend betei-

ligen, wobei ein gut organisiertes 

Gutscheinsystem die gerechteste 

Lösung wäre. Damit könnte man 

auch endlich die Benachteiligung 

der immer mehr nachgefragten 

Privatschulen aufheben.

Unser Ziel muss es sein, die Schulen 

aus der Bevormundung des Staates 

zu befreien und sie der Verantwor-

tung der Eltern unterstützt durch 

die Gemeinde zu übergeben.

Siegfried Bauer, Gymnasiallehrer und Vorsit-
zender des Landesfachausschusses für Bil-
dung und Schule der bayerischen FDP


